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RECHT UND KAPITALMARKT

Fiskus drohen Steuerausfälle in Milliardenh˛he
Bundesfinanzhof zweifelt an Konformität der umsatzsteuerlichen

Behandlung verbundener Unternehmen mit EU-Recht
Von Jens-Uwe Hinder und Jenny

Broekmann *)
.......................................................

B˛rsen-Zeitung, 2.10.2020
Gleich zwei Senate des Bundesfi-
nanzhofs (BFH) haben dem Europä-
ischen Gerichtshof (EuGH) die Frage
vorgelegt, ob die seit Jahrzehnten in
Deutschland bestehende umsatz-
steuerliche Behandlung verbunde-
ner Unternehmen (sogenannte
,,umsatzsteuerliche Organschaft‘‘)
gegen das Unionsrecht verst˛ßt. Ab-
hängig davon, wie der EuGH diese
Frage beantworten wird, ergeben
sich erhebliche Konsequenzen fˇr
das deutsche Steuerrecht. Dem Fis-
kus drohen Steuerausfälle in Milliar-
denh˛he.
Der Bundesfinanzhof hat dem

EuGH in zwei Verfahren die Frage
vorgelegt, ob das nationale Umsatz-
steuerrecht derzeit in bestimmten
Fällen ˇberhaupt den ,,richtigen‘‘
Steuerpflichtigen zur Besteuerung
heranzieht (Az. beim BFH: XI R 16/
18 und V R 40/19; Az. beim EuGH:
C-141/20 und C-269/20).
Konkret geht es um Fälle der soge-

nannten umsatzsteuerlichen Organ-
schaft: Diese liegt vor, wenn ein Un-
ternehmen (,,Organgesellschaft‘‘) in
ein anderes Unternehmen (,,Organ-
träger‘‘) finanziell, wirtschaftlich
und organisatorisch eingegliedert
ist. Die in einer solcherart umsatz-
steuerlichen Organschaft verbunde-
nen Unternehmen werden fˇr Zwek-
ke der Umsatzsteuer als ein Unter-
nehmen behandelt. Dies macht das
Konstrukt fˇr verbundene Unter-
nehmen so attraktiv. Denn solche
Umsätze, die zwischen dem Organ-
träger und seinen Organgesellschaf-
ten erfolgen (zum Beispiel aus Lie-
fer- oder Serviceverträgen), werden
als reine Innenumsätze behandelt.
Sie unterliegen, anders als bei frem-
den Dritten, nicht der Umsatzsteuer.
Einziger Steuerpflichtiger der Or-

ganschaft ist nach den seit Jahrzehn-
ten geltenden nationalen Regelun-
gen der Organträger, der als solcher
Steuerschuldner fˇr alle Umsätze ist,
die er oder eine der ihm eingeglie-
derten Organgesellschaften mit au-
ßerhalb der Organschaft stehenden
Unternehmen durchfˇhren. Dem-
entsprechendmuss allein der Organ-
träger fˇr die gesamte Organschaft
umsatzsteuerliche Voranmeldungen
beziehungsweise Jahreserklärungen

abgeben. Die Organgesellschaften
haften lediglich nachrangig.
Der BFH hat nun Zweifel, ob es

aus unionsrechtlicher Sicht richtig
ist, den Organträger als Steuer-
pflichtigen zu bestimmen und zur
Umsatzsteuer heranzuziehen oder
ob stattdessen eine ˇbergeordnete
Gesamtheit (,,Mehrwertsteuergrup-
pe‘‘) verantwortlich sein mˇsse. Fˇr
eine solche gibt es in Deutschland je-
doch keine Regelungen.

Überraschender Vorstoß

Die nationalen Regelungen zur
Umsatzsteuer und somit auch zur
umsatzsteuerlichen Organschaft
mˇssenmit demUnionsrecht verein-
bar sein, insbesondere mit der Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie des Ra-
tes der Europäischen Union vom
28.11.2006. Diese dient dazu, die
Vorschriften der einzelnen EU-Mit-
gliedstaaten ˇber die Umsatzsteuer
weitestgehend zu harmonisieren.
Den Mitgliedstaaten wird durch die
Richtlinie ein enger Rahmen vorge-
geben, was geregelt werden darf.
Bei Zweifeln ˇber die Rechtsausle-

gung und etwaigen Differenzen zwi-
schen dem nationalen und dem Uni-
onsrecht muss daher der EuGH ent-
scheiden.
Solche Zweifel sind dem BFH bei

einer sehr stark am Wortlaut orien-
tierten Analyse der EuGH-Recht-
sprechung zur umsatzsteuerlichen
Organschaft gekommen. Dement-
sprechend hat sich zunächst der XI.
Senat im Dezember 2019 an den
EuGH gewandt. Dies kam insofern
einigermaßen ˇberraschend, da sich
der vom XI. Senat befˇrchtete Uni-
onsrechtsverstoß keinesfalls auf-
drängt.
Der V. Senat folgte im Mai 2020,

allerdings weniger, um die Zweifel
des XI. Senats zu vertiefen, als um
die Gelegenheit zu nutzen, dem
EuGH die Brisanz dieser Thematik
aufzuzeigen. Dabei lässt er ver-
gleichsweise unverhohlen erkennen,
dass er fˇr die Vorlagefrage des XI.
Senats wenig Verständnis hat.
Mit den Vorlagefragen der beiden

Senate soll der EuGH klären, wer als
steuerpflichtiger Unternehmer einer
umsatzsteuerlichen Organschaft an-
zusehen ist. Insbesondere soll der
EuGH beantworten, ob es das Uni-
onsrecht erlaube, den Organträger,
also ein Mitglied der Organschaft,

als Steuerpflichtigen zu bestimmen
oder ob dies mit unionsrechtlichen
Vorgaben unvereinbar ist und zwin-
gend eine im deutschen Recht bis-
lang unbekannte ,,Mehrwertsteuer-
gruppe‘‘ als Steuerschuldnerin ange-
sehen werden mˇsse.
Sollte der EuGH zu dem Ergebnis

gelangen, dass die in Deutschland
vorgesehene Besteuerung des Or-
ganträgers nicht dem Unionsrecht
entspricht, dann hätte dies erhebli-
che fiskalische Folgen. Denn bis zu
einer Neuregelung durch den Ge-
setzgeber wˇrde es dem deutschen
Fiskus, wie der V. Senat dem EuGH
in seinem Vorlagebeschluss in aller
Deutlichkeit aufzeigt, in allen Or-
ganschaftsfällen an einem Steuer-
pflichtigen fehlen:
j Sämtliche Organträger als uni-

onsrechtlich ,,falsche‘‘ Steuer-
pflichtige k˛nnten ihrer Besteue-
rung entgehen, indem sie sich auf
die Unionsrechtswidrigkeit der
nationalen Vorschriften berufen.

j Die Mehrwertsteuergruppe als
unionsrechtlich ,,richtige‘‘ Steuer-
pflichtige k˛nnte vom Fiskus da-
gegen nicht (rechtzeitig) herange-
zogen werden, da es fˇr diese
keine gesetzlichen Regelungen
gibt.

j Und die Organgesellschaften wä-
ren bereits nach nationaler
Rechtslage nicht steuerpflichtig
und k˛nnten sich weiterhin auf
die Fortgeltung dieses Rechts be-
rufen.
Da Organträger derzeit rund 10%

des gesamten Steueraufkommens
aus der Umsatzsteuer in Deutsch-
land aufbringen, wˇrde eine solche
Entscheidung des EuGH massive
Steuerausfälle fˇr den deutschen
Fiskus bedeuten. Allein fˇr das
Haushaltsjahr 2018 ergäbe sich ein
Steuerausfall von rund 23,48Mrd.
Euro; fˇr 2019 sogar 24,33Mrd. Eu-
ro.

Keine rasche Entscheidung

Welche Antwort der EuGH dem
BFH geben wird, ist offen. Da jeden-
falls der Wortlaut der Richtlinie zu
der in Rede stehenden Frage des
Steuerpflichtigen einer Organschaft
schweigt, sprechen bereits gewichti-
ge Grˇnde dafˇr, dass die Besteue-
rung des Organträgers auch unter
unionsrechtlichen Gesichtspunkten
weiterhin Bestand haben dˇrfte. Zu-
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mal die Richtlinie nicht einmal den
Begriff der ,,Mehrwertsteuergruppe‘‘
kennt. Diese Terminologie ist zwar
in der EuGH-Rechtsprechung mehr-
fach verwendet worden, letztlich
aber auf Ausfˇhrungen der EU-Kom-
mission zurˇckzufˇhren. Auch der
Zweck der Vorschrift gebietet es im
Ergebnis nicht, die erforderliche
Bˇndelung der umsatzsteuerlichen
Pflichten bei einer spezifischen,
ˇbergeordneten Einrichtung (Mehr-
wertsteuergruppe) vorzunehmen,
statt bei einem ihrer Mitglieder (Or-
ganträger).
Mit einer kurzfristigen Entschei-

dung des EuGH ist nicht zu rechnen.
Gegebenenfalls wird es einige Jahre
dauern, bis der EuGH insoweit Klar-
heit schafft.
Fˇr den Fiskus wächst der Umfang

des Steuerausfallrisikos mit jedem
Jahr, in der die Rechtsfrage nicht ge-
klärt ist. Insofern hat der Gesetzge-

ber ein eigenes großes Interesse dar-
an, in der Zwischenzeit selbst aktiv
zu werden und neue gesetzliche Re-
gelungen zu schaffen; dies umso
mehr als seit Längerem Diskussio-
nen zu einer Reform der umsatz-
steuerlichen Organschaft gefˇhrt
werden. Bereits im März 2019 hatte
das Bundesfinanzministerium ein
Eckpunktepapier vorgelegt und eine
Gruppenbesteuerung mit Antrags-
verfahren vorgeschlagen, welche
die jeweiligen Gruppenmitglieder
dem Umsatzsteuerregime einer Um-
satzsteuergruppe unterwirft.

Bescheide offenhalten

Bis zu einer Entscheidung des
EuGH sollten Organträger umsatz-
steuerlicher Organschaften die ent-
sprechenden Umsatzsteuerbeschei-
de offenhalten. Eine Aussetzung der

Vollziehung ist jedoch mit Blick auf
die Aussetzungszinsen in H˛he von
6% pro Jahr nicht anzuraten. Die
Steuer sollte daher erst einmal ge-
zahlt werden. Die gesetzgeberischen
Entwicklungen und der weitere
Gang des Verfahrens vor dem EuGH
sollten zudem imBlick behaltenwer-
den.
Die Entscheidung des EuGH und

deren Auswirkungen auf das deut-
sche System der umsatzsteuerlichen
Organschaft sind mit Spannung zu
erwarten, zumal (b˛se) Überra-
schungen fˇr den Fiskus und natio-
nalen Gesetzgeber jedenfalls nicht
v˛llig ausgeschlossen sein dˇrften.
.......................................................
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